
S’BLÄT TLE 51  /   Seite  5

Konstanzer Almanach 2013 - S.23 (Stadtmarketing) 

„Bürgerbeteiligung - fördert 
 Verantwortung“ 
„Demokratie benötigt eine kraftvolle Belebung der 
partizipatorischen, dialogischen Entscheidungsver-
fahren in den Gemeinden, nur von dort, nur von den 
Städten und Gemeinden kann eine solche Erneue-
rung ausgehen. Die Entscheidungen müssen aus den 
geschlossenen Systemen der klassischen Entschei-
dungsprozesse, aus den oft sterilen Konfrontationen 
der Parteien und Interessenverbände heraus verla-
gert werden. Sie müssen ergänzt und erweitert wer-
den  durch die konkrete Beteiligung der interessier-
ten, zum Engagement bereiten Bürger. Die Bele-
bung eines solchen Gemeinsinns muss in den Ge-
meinden beginnen, wenn die weit verbreitete Gleich-
gültigkeit gegenüber den politischen Verhältnissen, 
aber auch die enge Fixierung auf die Durchsetzung 
nur der  eigenen Interessen, vertrieben werden soll. 
Noch haben wir die Chance der Erneuerung“ - so 
Dr. Theo Sommer, der in Konstanz geborene, ehe-
malige  Herausgeber der Wochenzeitung DIE ZEIT. 

Diese Chance zur Erneuerung durch mehr Bürgerbetei-
ligung zu nutzen war dann auch eines der herausragen-
den Wahlversprechen des OB-Kandidaten Uli Burchard 
(SK 16.Juni 2012):„Mit der Einführung von Bezirks-
beiräten könnte man die Stadtteile stärken, ihnen 
ein Stück Verantwortung und Identität zurückgeben 
und damit auch die Akzeptanz von Entscheidungen 

erhöhen. Die Bezirksbeiräte würden wie Ortschafts-
räte funktionieren und müssten zu allen Belangen, 
die den jeweiligen Stadtteil betreffen, vom Gemein-
derat angehört werden. Damit könnte man mehrere 
Dinge erreichen, die Bürger würden stärker in 
Ortsteilangelegenheiten eingebunden, die Identifika-
tion mit dem Stadtteil könnte wachsen, das Wissen 
aus dem Ortsteil flösse geballt in den Gemeinderat 
und das Bedürfnis nach mehr Bürgerbeteiligung 
könnte zudem in  einem kanalisierten Verfahren 
sicher gestellt werden. Diese Bezirksbeiräte würden 
vom Gemeinderat berufen und proportional zum 
Wahlergebnis der jeweiligen Kommunalwahl be-
setzt.“ 
Als am 10.Juli 2012 im St.Georg-Gemeindesaal, anläss-
lich der Vorstellung der Bewerber zur Oberbürgermei-
sterwahl, der damalige Kandidat Uli Burchardt gefragt 
wurde, wie er in der Zukunft  mehr Bürgerbeteiligung 
organisieren möchte, bestätigte er sein Vorhaben: „Wir 
leben in einer erfolgreichen Demokratie und es ist 
viel lokales „Know how“ vorhanden, das genutzt 
werden sollte. Die Frage aber ist, wie machen wir 
das? Meine Antwort ist z.B. Planungsworkshops 
und  Bezirksbeiräte einrichten. Der Bezirksbeirat 
müsste möglich sein. Die Einrichtung ist durch das 
Regierungspräsidium zu prüfen. Der Bezirksbeirat 
könnte im Rathaus Allmannsdorf tagen.  
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Verankert ist diese Möglichkeit  der Bürgerbeteili-
gung in der Gemeindeordnung und wird in anderen 
Städten bereits praktiziert.“ Auf die Nachfrage ob es 
auch ein Ortschaftsrat sein könnte wurde der OB-
Kandidat deutlich: „Nein – Bezirksbeiräte sind aus-
reichend“. In der Folge gefragt, ob man Bürgerbeteili-
gung auch über das Internet organisieren könnte, wie es 
u.a. auch andere OB-Kandidaten vorgeschlagen hatten, 
reagierte Herr Burchardt mit dem Hinweis: „Das In-
ternet halte ich in diesem Zusammenhang für nicht 
geeignet, da es spezielle Altersgruppen einseitig be-
günstigt und es daher ein Mehr an Bürgerbeteili-
gung nur eingeschränkt anregen kann.“ Die diesen 
Themenkomplex abschließende Frage, wann er nach 
seiner Wahl zum Oberbürgermeister seine Absicht Be-
zirksbeiräte zu installieren in den politischen Entschei-
dungsprozess einbringen würde, antwortete OB-
Kandidat Uli Burchardt: „Anschieben sofort, aber der 
Gemeinderat entscheidet!“     

Auch dem Oberbürgermeister Uli Burchardt, 100 Tage 
im Amt, wurde in einem ausführlichen Südkurier-
Interview (24.12.2012)  diese  Frage gestellt, wie er 
jetzt nach der Wahl - „Das große Schlagwort im OB-
Wahlkampf - Mehr Bürgerbeteiligung - konkret 
verwirklichen will?“ Seine Antworten waren, ver-
gleicht man sie mit den Aussagen vor der OB-Wahl,  
zurückhaltender. Die Absicht den Stadtteilen durch die 
Einführung von Bezirksbeiräten Verantwortung und 
Identität zurückzugeben wurde zwar als nicht gänzlich 
„abgehakt“, aber nur noch am Rande erwähnt. Statt die 
„Leisen, die sich nicht in dem Maße artikulieren“ zu 
ermutigen nicht leise zu bleiben und die mit „starker 
Stimme“ aufzufordern sich nicht nur für eigene Inter-
essen, sondern für alle Belange ihrer Stadt und ihres 
Stadtteils einzusetzen, wurde den Bürgern jetzt nach der 
Wahl der Weg über das Internet, über ein spezielles 
Computerprogramm zum Ohr des Oberbürgermeisters 
in Aussicht gestellt, gerade der Vorschlag (siehe oben) 
aus dem OB-Wahlkampf den der damalige OB-
Kandidat Burchardt vor der Wahl noch gut begründet 
abgelehnt hatte. So konnte dann die Reaktion auf die 
entscheidende Frage: „Sind Sie mit ihrem Wahl-
kampfthema für Bezirksbeiräte einzutreten, schon 
einen Schritt weiter?“ nicht überraschen: „Es sieht 
nicht gut aus“, man könne Bezirksbeiräte nun ver-
mutlich doch nicht installieren, da in den späten 
80er-Jahren eine entsprechende, amtliche Prüfung 
schon einmal negativ beschieden worden wäre.“ 

Diese amtliche Prüfung ist aber nicht negativ, sondern 
im Gegenteil positiv ausgefallen, wie es Schreiben des 
Regierungspräsidium Freiburg an die Stadt Konstanz 
vom 26.11.81 und 15.4.82 unmissverständlich verdeut- 
lichen: „Die Einführung der Ortschaftsverfassung 
oder einer Bezirksverfassung für den Ortsteil All- 

mannsdorf-Staad ist möglich (§ 67 GO)“ und weiter:
„Die „räumliche Trennung“ kann u.E. im Bereich
des sog. Hockgrabens angenommen werden.“  Da die
Grenzen von Allmannsdorf vor der Eingemeindung
1915 mit der heutigen Raumaufteilung des Stadtgebie-
tes ohnehin nicht übereinstimmen, können sie auch
jederzeit neuen Gegebenheiten angepasst werden.   
(Seite 37>E.Mundhaas „Allmannsdorf in seinen alten Grenzen“)

 
Der gerade erst ins Amt gewählte Oberbürgermeister
Dr. Horst Eickmeyer (1980-1996) hatte diese rechtliche
Auskunft vom RP erbeten, da auch schon in seinem
Wahlkampf „mehr Bürgerbeteiligung“ ein wichtiges
Thema war und in der Folge die Mitgliederversamm-
lung der Bürgervereinigung einstimmig beschlossen
hatte (12.5.81), bei der Stadtverwaltung einen entspre-
chenden Antrag auf Einführung einer Ortschafts-
verfassung für Allmannsdorf-Staad und Egg zu stellen
(16.5.81). Ein Schreiben des Rechts-und Ordnungsam-
tes der Stadt vom 15.6.1981 an den OB widersprach
und versuchte die positive Bewertung des RP zu pro-
blematisieren. Insbesondere wurde die räumliche Tren-
nung Allmannsdorfs vom übrigen Stadtgebiet durch
den Hockgraben in Frage gestellt. Ein unverständlicher
Einwand, da bis heute  alle  Planvorgaben der Stadt die
markante Grünzäsur des Hockgrabens zwischen dem
rechtsrheinischen Stadtgebiet und Allmannsdorf als
städtebauliche Notwendigkeit ausweisen. Auch in dem
„Zukunftsbild“ der Stadt Konstanz (2013) ist diese  
Raumtrennung deutlich markiert. 
 

   
 
„Zukunftsbild“ der Stadt Konstanz (Ausschnitt) Agglomerati-
onsprogramm 2013 - Strategie, Siedlung, Landschaft, Mobilität 
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